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Impressum 

Diese Broschüre ist die Kurzfassung ei- 
nes Kapitels für das Buchprojekt 
"Agenda, Expo, Sponsoring - ein 
Blick in den Naturschutzfilz ". 

Autor: Jörg Bergstedt 

Das Buch soll im Jahr 1998 erscheinen. 
Das hier gekürzt wiedergegebeneKapitel 
behandelt den engen Filz zwischen Staat 
und Umweltverbänden sowie die daraus 
entstehende Unabhängigkeit. 
Das Buch insgesamt behandelt zu- 
dem die Verknüpfungen mit dem 
Staat, den Medien sowie viele weite- 
re Aspekte, die erklären, warum Um- 
weltschutzgruppen nicht mehr unab- 
hängig arbeiten. 

Abkürzungen 

Folgende Abkürzungen tauchen im 
folgenden Text immer wieder auf: 

DNR: Deutscher Naturschutzring 
(Dachverband der großen 
Umweltverbände mit Ausnahme von 
Greenpeace) 

EU: Europäische Union 
GAP: Global Action Plan (konservativ 

angehauchte Idee eines Netzwerkes von 
Selbstverpflichtungs-Oko-Gruppen) 

SDW: Schutzgemeinschaft Deutscher Wald 
UBA: Umweltbundesamt (oberste 

Fachbehörde, der Umweltministerin 
Merke1 unterstellt) 

Grundlage ist ein umfangreiches Archiv 
in der Projektwerkstatt Okologie in 
Niederaula. Alle Behauptungen sind 
durch Unterlagen aus diesem Archiv 
beweis bar. 

Stai id: Oktober 1997 
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Filz zwischen Staat 
und Umweltverbänden 

Unabhängigkeit gilt eigentlich als eine der wichtigsten Voraus- 
setzungen für wirkungsvolle Aktionen bzw. durchsetzungsfähi- 
ge  Lobbyarbeit. Der Großteil der Bevölkerung glaubt, daß  Um- 
weltverbände diese Aufgaben zu weiten Teilen auch leisten 
können. Doch damit irren sie: Fast alle wichtigen Gremien der 
Umweltverbände, -Zentren, oakademien usw. stehen nnter 
staatlicher Kontrolle. Parteimitglieder und Staatsbedienstete 
sitzen auf den Posten, institutionelle Förderungen schaffen fi- 
nanzielle Abhängigkeiten, Urkunden und Preise beruhigen, 
Beiräte oder Runde Tische saugen die letzten Kämpferlnnen 
aus. Ubrig bleiben zahme Gruppen und Verbände, die nicht 
mehr fähig sind, bei Umweltzerstörungen Widerstand zu lei- 
sten. 

Insgesamt nutzt der Staat viele verschie- 
dene Möglichkeiten, um Abhihgigkeiten 
herzustellen. "Zuckerbrot und Peitsche" 
könnte man zusammenfassend sagen, wo- 
bei das " Zuckerbrot" deutlich überwiegt, 
weil es in der Regel ausreicht, um Wohlge- 
fällligkeit zu erzeugen. 

Bei den Behörden, Ämtern und Ministerien 
laufen die wichtigen Informationen zusam- 
men. Wer sich im Umweltschutz engagiert, 
wird versuchen, an diese Informationen zu 
gelangen: Grenzwerte, Emissionskataster, 
Pläne für neue Straßenbauten, Protokolle 
von Sitzungen und vieles mehr. Jedoch: Ein 
allgemeines Akteneinsichtsrecht gibt es in 
Deutschland nicht. Der durch das EU-Ge- 
setz zum freien Zugang zu Umweltinforma- 
tionen geschaffene Weg ist den meisten un- 
bekannt und zudem oft teuer und schwierig. 
Aus dieser Lage schlägt der Staat Kapital: 
Er läßt die ihm genehmen Verbände an die 
Informationen heran und grenzt gleichzeitig 
andere aus. Um seine Kontrolle auch durch- 

ganisationen einen besonderen Zugang zu 
Daten, die über mindestens landesweite, 
zentrale Strukturen verfügen. Mit dieser 
Festlegung werden alle Netzwerke und au- 
tonomen Aktionsbündnisse ebenso von den 
Infoflüssen ausgeschlossen wie einzelne BIS 
vor Ort. 
Im Einzelnen finden sich folgende Metho- 
den, nur ausgewählte Personen und Grup- 
pen an Informationen zu lassen und damit 
angepaßtes Verhalten zu belohnen: 
- Besondere Beteiligungsrechte fiir die 

nach 3 29 Bundesnaturschutzgesetz an- 
erkannten Verbände bei Planungen und 
Schutzgebietsausweisungen. 

- Bildung verschiedener Gremien, Kom- 
missionen wie z.B. die Jury bei einem 
Umweltpreis oder Geldvergabegremien. 

- Diskussion wichtiger Naturschutzfragen, 
teilweise mit Entscheidungsrecht, in so- 
genannten Naturschutzbeiräten, zu 
denen nur die anerkannten Verbände 
(nach 5 29) sowie PolitikerInnen Zutritt 
haben. Wer in einem solchen Gremium 
sitzt, hat in der Regel sehr gute Informa- 
tionszugänge. 

führbar zu gestalten, erhalten nur solche Or- 



Tabelle zum Filz zwischen Staat und Umweltverbänden 

Wer? Partelleute und Be- Mitarbelt In staatll- Agenda und EXPO Ausfahrende Stelle Besondere Koopera- 
amte in Gremien chen Gremlen staatlicher Aufgaben tionen 

BUND Mehrheit von SPDMit- Starke Mitarbeit in Gre- Einzelne Untergliederun- Keine zentralen, überre Gemeinsame Presseauf- 
gliedern im Bundes- und mien zu Agendaprozes- gen als EXPO-Projekte gionalen Aufgaben. tritte und erklarungen 
in vielen Landesvorstdn- sen auf allen Ebenen. anerkannt. Mitarbeit bei mit Ministerlnnen usw., 
den. Zudem einige Gemeinsame Erarbei- Agendaprozessen fast 2.B. Angela Merkel. 
Staatsbedienstete. tung von Nachhaltig- überall. Bundesverband Mitglied im DNR (s.u.). 

keitsstudien. In allen strebt intensive Koopera- 
wichtigen Beratungsgre tion mit EXPO an. 
mien der Bundesregie 
rung vertreten. 

NABU Viele Staatsbedienstete In allen wichtigen Bera- Einzelne Untergliederun- Wie BUND. 
in Vorstdnden. Zudem ei- tungsgremien der Bun- gen als EXPO-Projekte 
nige Parteimitglieder. desregierung vertreten. anerkannt. Auf Bundese 

bene interessiert, aber 
wenig zielstrebig in der 
Umsetzung. 

Wie BUND. 
Mitglied im DNR. 

WWF Kaum Staatsbedienstete Teilweise vertreten. Zu- Stark an EXPO-Mitarbeit Teilaufgaben im Arten- Keine. 
in den Vorstdnden. Fast sammenarbeit mit Welt- interessiert. schutz und in der Mitglied im DNR. 
alle Aktiven sind Haupt- bank, staatlichen Ent- Schutzgebietsbetreuung. 
amtliche des WWF selbst wicklungshilfestellen und 
oder Wirtschaftsleute. offiziellen Verwaltungen. 

Green- Bekannter Fall: Monika Kaum. In internationalen Desinteresse an beidem. Keine. 
peace Griefahn wechselte vom Gremien stark vertreten. Greenpeaceregional- 

GP-Chefsessel zur SPD gruppen allerdings oft 
in NieCersacnsen (Uiii- bei Agenda-Prozessen 
weltministerin). Sonst dabei. Keine Position 
wenig bekannt. des Bundesverbandes. 

Keine. 
Kein Mitglied im DNR. 



BBU Mehrheit von SPD und 
Grünenmitgliedern in 
zentralen Positionen. 

DNR Prasident ist CSU-Mit- 
glied, weitere Vorstands- 
mitglieder in anderen 
Parteien. 

AGU Viele Wirtschaftsleute 
und Staatsbedienstete in 
allen Gremien. Umwelt- 
schutzvertreterlnnen 
sind in allen Gremien in 
der deutlichen 
Minderheit. 

Umstritten. Die Mehrheit EXPO-kritisch. Agenda Keine. Es gab Überle Keine. 
des Vorstandes halt Mit- mehrheitlich als sinnvoll gungen, fOr das Umwelt- Mitglied im DNR (Austritt 
arbeit in Gremien fUr empfunden und aktiv un- bundesamt Materialver- wird ständig diskutiert). 
wichtig und versucht terstützt. sände zu Obernehmen. 
auch selbst, dort Posten LBU Niedersachsen sehr 
zu erhalten. stark für die Agendaar- 
LBU in Niedersachsen beit engagiert. 
stark in Gremienarbeit 
eingebunden. 

In allen wichtigen Gremi- 1996 wurde EXPOkriti- 
en. DNR übernimmt oft scher Beschluß aufgeho- 
die Vertretung aller Um- ben. DNR ist an Beteili- 
weltverbgnde bzw. ver- gung an EXPO interes- 
gibt die Posten in den siert. 
Gremien. Dadurch Zen- Agenda-Prozesse wer- 
trale Schnittstelle. den voll unterstützt. Rio- 

Konferenz '92 wurde po- 
sitiv bewertet und die 
Bundesregierung gelobt. 

Haufiger Übernahme von 
Aufgaben im Auftra der 
Bundesregierung (8f- 
fentlichkeitsarbeit, Ver- 
tretung, Geschaftsfüh 
rung fOr Bundesregie 
rungs-Wettbewerbe 
usw.). 

Der DNR ist finanziell 
nicht eigenstandig, son- 
dern im wesentlichen Teil 
des Haushaltsplanes der 
Bundesregierung. Eigen- 
standige Finanzentschei- 
dungen sind kaum mbg- 
lich. Alle Stellen und zen- 
tralen Bereiche hangen 
von der Bundesregie 
rung ab. 

AGU ist der Verein, der Nur Diskussionsgremi- Arbeit im Auftrag und un- Vom Vereinszweck her 
viele der bestehenden um, daher keine Ent- ter Federführung der nur zur Organisation von 
Gremien eingerichtet hat. scheidungen zu diesen Bundesregierung. Kein Diskussionen und Aus- 
Das ist auch sein Themen. eigenstandiger Wir- tausch zwischen Regie 
Vereinszweck. kungsbereich. rung, Wirtschaft und Um- 

weltverbänden existent. 



Die anerkannten und damit privilegierten 
Umweltverbände nutzen ihre besondere 
Rolle oft aus und verweigern unabhängigen 
Gruppen bzw. der Offentlichkeit die Weiter- 
gabe von Informationen. Sie geben an, die 
Informationen "treuhänderisch" vom Staat 
bekommen zu haben, was purer Unsinn 
ist. Die Verbände haben nach der Rechtsla- 
ge ein Anrecht auf diese Infos und brauchen 
diese auch nicht bei sich zu behalten. Ganz 
im Gegenteil könnten sie sich als Anwalt 
nicht nur der Natur, sondern auch der recht- 
und informationslosen Menschen machen 
und diese aktiv einbinden. 

Durch die Orientierung an modernen Mana- 
gementmethoden haben die meisten Um- 
weltverbände einen umfangreichen Haupt- 
amtlichenstab und PR-Methoden aufgebaut. 
Diese bedürfen aber eines ständigen, hohen 
Geldaufkommens. Daraus entsteht ein Teu- 
felskreis: Mehr Zuschüsse (oder auch Fir- 
menspenden) ermöglichen den Ausbau der 
Infrastruktur einer Organisation, vor allem 
der zentralen Geschäftsstellen. Mehr Perso- 
nal aber bedeutet mehr dauerenden Geldbe- 
darf usw. In dieser Situation entscheiden 
sich die meisten EntscheidungsträgerInnen, 
vor allem aber die auch persönlich von 
den Geldflüssen abhängigen Hauptamtli- 
chen, für einen Vereinskurs, der die Einnah- 
mequellen nicht in Frage stellt, sondern eher 
noch erweitert. Das bedeutet aber ange- 
sichts der vier Haupt herkünfte von Geld 
(Mitgliedsbeiträge, staatliche Zuschüsse, 
Spenden und Sponsorings), die jeweiligen 
Geldgeberhnen nicht zu verprellen. Unter 
anderem also heißt das: Staat und Industrie 
nicht zu hart kritisieren bzw. gar Wider- 
standsaktionen durchführen. 

Die Geldvergabe ist von Seiten des Staates 
in feste Formen gegossen. Das erhöht die 
Kontrollierbarkeit, da sich die antragstellen- 

den Organisationen den Spielregeln der 
Geldvergabestellen anpassen müssen. 
Im Einzelnen bestehen folgende Förderungs- 
Wege: 
- Deutsche Bundesstiftung Umwelt: Eine 

reiche Stiftung mit einer Ausschüttung 
von über 200 Mia DM jahrlich. Förder- 
summen unter 200.000,- DM sind unge- 
wöhnlich, wodurch die zentralen Struktu- 
ren gestärkt und unabhängige Initiativen 
aus der Förderung rausgehalten werden. 
Die Geldvergabe ist fest in der Hand der 
Bundesregierung und ihr nahestehender 
Organisationen. 

- Umweltbundesamt: Das UBA vergibt 
Projektförderungen und institutionelle 
Hilfen. Letztere sind besonders gefähr- 
lich, daß durch sie zentrale Bereiche der 
Organisation betroffen sind, 2.B. Verwal- 
tung, Personal, Miete usw. 

- Staatsnahe Stiftungen: Vor allem auf 
Landesebene bestehen verschiedene Stif- 
tungen, die Naturschutzprojekte fördern. 
Die Federführung bei der Vergabe 
der Geld liegt meist bei staatlichen oder 
staatsnahen Stellen. 

- Naturschutztöpfe: Auf allen Ebenen, vor 
allem aber irn kommunalen Bereich, gibt 
es Fördergelder für konkrete Matur- .. 
schutzmaßnahmen. Politische oder Of- 

' fentlichkeitsarbeit wird in der Regel nicht 
unters tiitzt, sondern nur praktische Ar- 
beiten in der Landschaft. 

- Feste Haushaltstitel: Möglich ist, daß Zu- 
schüsse für Verbände nicht aus einem 
Fördertopf kommen, sondern direkt irn 
Haushaltsplan abgesichert sind. So  ist 
2.B. der Hauptteil der Ausgaben 
des Deutschen Naturschutzringes (DNR), 
dem Dachverband der Umweltverbände, 
Teil des Haushaltes im Bundesumweltmi- 
nisterium. In einem solchen Fall gibt es 
keine eigene Haushaltskontrolle mehr, 
sondern eine vollständige finanzielle Ab- 
hängigkeit vom Geldgeber. Nicht immer 
ist es so schlimm wie beim DNR, wo der 



gesamte Haushalt betroffen ist. Häufiger 
sind Miet-, Personalkosten- oder andere 
regelmäßige Zuschüsse zu Verwaltungs- 
ausgaben (2.B. Pauschalen für die nach 
5 29 anerkannten Verbande) Teil der 
Haushalte von Bund, Land oder Kommu- 
nen. Auch in diesen Fallen sind damit 
zentrale Bereiche vom Wohlwollen des 
Staates abhangig. 

- Materielle und personelle Hilfe: Nicht im- 
mer läuft Unterstützung in Form von 
Geld. Manchmal werden die benötigten 
Werte auch direkt zur Verfügung gestellt. 
Ein typisches Beispiel ist die Bereitstel- 
lung von Räumen in staats- oder gemein- 
deeigenen Gebauden. Weitergehender ist 
die Abstellung von Personal, 2.B. wenn 
ein Bediensteter einer Gemeinde oder 
des Staates das Umweltzentrum bzw. ei- 
nen anderen Bereich einer eigentlich un- 
abhängigen Organisation leitet. 

- Bestechung: Nur selten ist nötig, was of- 
fensichtlich die Unabhängigkeit zerstört. 
In indirekter Form nach dem Motto 
"Wenn Ihr da zustimmt, gibt es da und 
dort Unterstützung" ist Bestechung je- 
doch weit verbreitet. 

Die genannten Formen der Beeinflussung 
durch Geld verstaken sich. Auf Landes- 
und Bundesebene wirken bei dem Umwelt- 
verbänden in der Regel mehrere der genann- 
ten Faktoren. Aber auch auf Kreis- und Orts 
ebene gibt es finanzielle Abhängigkeiten. 
Dabei müßte Staatsknete noch nicht einmal 
ganz abgelehnt werden, um die eigene Un- 
abhängigkeit zu sichern. Wichtig ist nur, 
darauf zu achten, daß das Geld von Staat 
oder auch F i e n  nicht zur Notwendigkeit 
wird, sondern nur zu einem echten Zuschuß, 
ohne den die Arbeit auch möglich wäre 
(wenn auch vielleicht etwas langsamer oder 
in veränderter Form). 

Geld ist nicht alles. Um Menschen gefügig 
zu machen, kann man ihnen außer Geld 
auch noch persönliche Imagegewinne ver- 
sprechen - durch Belobigung oder durch die 
Förderung der Karriere in Beruf oder Verei- 
nen. 
Beispiele: 
- In der ersten Hälfte der 90er Jahre sind 

Umweltpreise wie Pilze aus dem Boden 
gewachsen. Umweltschutzgruppen ha- 
ben sich beworben, denn Preise verspra- 
chen öff entiichen Irnagegewinn und oft 
auch Geld. Diejenigen, die die Preise ver- 
geben haben, hatten ebenfalls doppelten 
Nutzen: Fiir wenig Geld gab es eine um- 
fangreiche öff entiiche Wirkung (gut f i i~ 
Wahlkampf, Irnagewerbung usw.). Und 
sie schafften damit einen zusätzlichen 
Grund, warum sich Umweltgnippen ih- 
nen gegenüber freundlich verhielten, 
denn schließlich will sich ja keineR die 
Chance auf einen Preis verderben. 

- Zusatzlich zu den Umweltpreisen gibt es 
noch Ehrungen, z.B. das Bundesver- 
dienstkreuz oder ähnliche Orden, 
Ehrenbriefe usw. der Länder, Kreise 
und Gemeinden. Auch innerhalb der Um- 
weltverbände wird mit solchen Ehrungen 
vorgesorgt: Wer eine goldene Ehrennadel 
will, darf auch intern nicht zu kritisch 
sein. 

- Eine bemerkenswerte.Sichtweise ist das 
Ziel, von besonderen Amtem oder haupt- 
amtlichen Stellen in Naturschutzzentren 
oder -verbänden direkt in den Staats- 
dienst zu wechseln. Bei vielen Umwelt- 
schiitzerhnen ist dieses Streben spürbar. 
Ausgenommen sind in der Regel nur die, 
die schon eine sichere Stellung beim 
Staat oder einem Industriebetrieb haben. 
Diese " Kanieredurchlässigkeit" vom 
Umweltschutz zum Staat ist vor allem 
daher bedenklich, weil ja eigentlich ein 
Umweltschutzverband ein unbequemer 
Kontrolleur des Staates sein sollte und 



daher gute UmweltschutzerInnen beim 
Staat eher unbeliebt sein müßten. Das 
Gegenteil aber ist das Fall. Gerade bei 
den Spitzenfunktioniirinnen herrschen 
Anbiederei und "kollegialer Stil" mit den 
Verwaltungen des Staates vor. 

Der Filz zwischen Staat und Umweltschutz- 
verbänden besteht auch auf ganz direktem 
Wege Uberall sitzen Parteirnitglieder und 
Staatsbedienstete in den Entscheidungsgre- 
mien. Staat und Umweltverbände arbeiten 
auf vielen Feldern zusammen - allerdings 
vorzugsweise solchen, die beiden Imagege- 
winn bringen, der Umwelt real aber wenig 
oder gar nichts. Mögliche Streitfelder (also 
fast alle aktuellen Politikbereiche) werden 
ausgeblendet, gefragt sind nette PR-Aktio- 
nen oder unverbindliche Gesprächsrun- 
den (Agenda 21 usw.). 
Eine vollständige Liste der direkten Verfiech- 
tungen wäre lang. Für die Spitzengremien 
der großen Umweltverbände sind markan- 
te Beispiele in der Tabelle "Filz zwischen 
Staat und Umweltverbänden" enthalten. 
Beispiele für die direkte Verflechtung sind 
der BUND mit einem sehr hohen Anteil an 
SPD-Mitgliedern in den Führungspositionen 
oder die Schutzgemeinschaft Deutscher 
Wald, deren Vorsitzende in Landern bzw. 
im Bundesverband fast alle aktive oder ehe- 
malige, hochrangige Politiker sind, die in 
der Regel der CDU angehören. 

Ein besonders prägnanter Fall für gemeinsa- 
me Aktionen von Staat und Umweltverbän- 
den war 1992 der "Okologische Marshall- 
plan". Die Initiative ging aus von der GAP 
Deutschland (Globale Action Plan, eine Ini 

tiative des CDU-Mannes Johannes Karl) 
und wurde als erstes unterstützt von jeweils 
einer prominenten Personen aus den großen 
Parteien, dem Journalisten Franz Alt und ei- 
nigen weiteren Prominenten. Einige Groß- 
konzerne unterstützten die Idee, die viele 
ökoirnperalistische Züge aufwies. Von Sei- 
ten der Umweltschutzverbande gab es keine 
klare Distanzierung, sondern eher vorsichti- 
ge Unterstützung. in der Liste der Erstunter- 
zeichnerInnen fanden sich u.a. Jochen Flas- 
barth und der DNR-Vorstand. 

Gruppen und Einzelpersonen, die sich durch 
diese Vielzahl von Verlockungen nicht zu ei- 
nem systemfreundlichen Kurs bewegen las- 
sen und öffentlichkeitswirksam Widerstand 
leisten, bekommen die andere Seite 
des Staates, die "Peitsche" zu spüren. Den 
Anfang macht der Entzug des "Zucker- 
brotes ". Geldkiirzungen oder schließlich 
vollständige -streichungen, Rauswurf aus öf- 
fentlichen Gebäuden bzw. Hausverbote, 
Sperren aller Inforrnationsflüsse sowie vieles 
mehr gehören zum Standardrepertoire be- 
ginnender staatlicher Repression. Kaum eine 
Umweltgruppe hält bis dahin durch. 
Sind erstmal alle Unterstützungen entzo- 
gen, aber die Gruppe agiert weiter kritisch, 
wird der Staat schnell deutlicher. Von den 
noch einigermaßen harmlosen Formen wie 
öffentlicher Verunglimpfung über die verfilz- 
te Presse oder üble Nachrede am Wohnort 
bzw. Arbeitsplatz kann es schnell mehr wer- 
den, 2.B. Druck auf Dienstvorgesetzte 
oder Familienangehörige, Hausdurchsu- 
chungen, Bußgelder und Gerichtsverfahren 
auch ohne konkrete Anlässe, Repression 
durch Bau- und Finanzamt usw. gegen die 
Gruppe oder auch Einzelpersonen. 
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